
Seite 19 | infobrief eu & international 4/2022

KriSenmoduS in europa: eu-KommiSSion Schlägt 
notfallinStrument für den eu-BinnenmarKt vor 
rechtSvorSchlag gefährdet arBeitSrechtliche 
StandardS und daS StreiKrecht
mit Beginn der herbstsaison 2022 hat die europäische Kommission maßnahmen zur Bekämpfung von 
Krisen in den eu-volkswirtschaften vorgestellt. mit dem Schritt geht die Kommission zumindest ein 
kleines Stück vom glauben an die vier grundfreiheiten des eu-Binnenmarkts sowie ihre fähigkeit zur 
Selbstregulierung und Selbstheilung ab. Was die Kommission bei den regeln zum Binnenmarkt (leider 
erneut) außer acht lässt, sind aber die rechte der Beschäftigten. Zurecht hagelt es entschiedene 
proteste seitens der arbeitnehmer:innenvertretungen gegen den vorschlag, denn arbeitsrechtsstan-
dards und das Streikrecht sind in gefahr.

die Schwächen des eu-Binnenmarkts

Anlass für den Vorschlag über ein Notfallins-

trument für den EU-Binnenmarkt (SMEI)1 war 

die COVID-19-Krise, die die Schwächen der 

Binnenmarktphilosophie deutlich machte. 

Die Grundfreiheiten des Binnenmarktes rück-

ten gegenüber dem nationalstaatlichen Han-

deln in den Hintergrund und wurden zuguns-

ten einzelstaatlicher Aktionen außer Kraft 

gesetzt. Einschränkungen für Berufspend-

ler:innen, Exportverbote und Grenzkontrollen 

waren nur einige der negativen Auswirkun-

gen in der Europäischen Union.

COVID-19 war in der jüngeren Vergangen-

heit aber bei weitem nicht die einzige Krise, 

die den Glauben in die Freiheiten des Bin-

nenmarktes erschütterte: Zu erwähnen sind 

die Finanz- und die Eurokrise, die Lieferket-

tenkrise oder die Energiekrise. 

Neben Kurskapriolen war und ist die Ver-

sorgung mit sensiblen Gütern zum Problem 

geworden. Fehlende Halbleiter haben dazu 

geführt, dass die Produktion von Waren 

wie Kraftfahrzeugen gedrosselt bzw stillge-

legt werden musste. Apotheker:innen und 

Ärzt:innen schlagen Alarm, weil es an drin-

gend notwendigen Medikamenten fehlt, die 

aufgrund der Staus an den Containerhäfen 

noch immer nicht aus Indien eingetroffen 

sind. Die Lebensmittelbranche wiederum 

ist nicht nur aufgrund stark gestiegener 

Energiepreise unter Druck, sondern auch 

aufgrund knapper werdender Zutaten wie 

beispielsweise Sonnenblumenöl aus der 

Ukraine. Im Energiesektor fehlt es wiede-

rum an wichtigen Teilen von Photovoltaik-

anlagen wie Wechselrichtern und den nöti-

gen Speichern. 

auf Krisensituationen  
nicht eingestellt

Die an wirtschaftspolitischen Interessen 

ausgerichtete liberale Binnenmarktpolitik 

hat kein Konzept, wenn es um Krisen geht. 

Es bedarf einer Neuausrichtung des EU-Bin-

nenmarkts – darauf hat die AK in den letzten 

Jahren bereits mehrmals hingewiesen2.

Hinzu kommen weitere Fehler aus den letz-

ten Jahrzehnten, die die Europäische Union 

nun einholen: Statt auf Versorgungssicher-

heit innerhalb der Union zu setzen, wurde 

insbesondere auf Wettbewerb und Ren-

ditenmaximierung gesetzt. Das hat dazu 

geführt, dass zahlreiche Unternehmen ihre 

Güter nicht mehr im EU-Binnenmarkt pro-
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duzieren, sondern die Herstellung in kosten-

günstigere Drittländer verlagert oder dorthin 

verkauft haben. Menschenrechte, Arbeits-

bedingungen, Umweltstandards spielen in 

vielen Drittländern keine oder nur eine un-

tergeordnete Rolle. Viele der Länder, in die 

die Produktion westlicher Waren verlagert 

wurden, sind zudem Autokratien und Dikta-

turen. Ein Umstand, der zwar bekannt war, 

sich aber bis heute den sehr einschlägigen 

Wirtschaftsinteressen unterordnen muss. 

notfallinstrument für den Binnenmarkt 
als retter in der not?

Mit dem nun vorgestellten Gesetzespaket, 

bestehend aus zwei Verordnungen und einer 

Richtlinie3, soll für Notfälle vorgebaut wer-

den. Es sind drei Krisenstufen vorgesehen:

In Stufe 1, wenn keine Krisensituation be-

steht, sollen Strukturen wie ein Frühwarn-

system geschaffen werden, um bei der Ent-

wicklung eines Notfalls rasch reagieren zu 

können. 

Stufe 2, die sogenannte Binnenmarktüber-

wachung, wird aktiviert, wenn Probleme am 

Binnenmarkt festzustellen sind. Lieferket-

ten von strategisch wichtigen Waren und 

Dienstleistungen sollen dann überwacht und 

Reserven aufgebaut werden. Grundsätzlich 

sollen auch Maßnahmen zur vereinfachten 

Beschaffung getroffen werden können.

Stufe 3 schließlich kommt bei einem Bin-

nenmarktnotfall zur Anwendung, wenn eine 

konkrete Krise bei Gütern und Dienstleis-

tungen besteht, z.B. diese nicht oder nur 

schwer beschafft werden können. Neue 

„Beschränkungen“ für den freien Binnen-

markt soll es während dieser Phase laut 

Kommission nicht geben dürfen. Die Mit-

gliedstaaten erhalten Empfehlungen bezüg-

lich der Bereitstellung von krisenrelevanten 

Waren, auch die Erweiterung oder Umwid-

mung von Produktionsanlagen ist möglich. 

Genehmigungsverfahren können zudem 

beschleunigt werden. Die Kommission kann 

die krisenrelevanten Güter auch selbst im 

Namen der Mitgliedstaaten beschaffen. Im 

äußersten Fall ist es auch möglich konkrete 

Informationen von Unternehmen einzufor-

dern und die Betriebe zur Durchführung vor-

rangiger Bestellungen zu veranlassen. Auch 

gezielte Ausnahmen von harmonisierten 

Produktvorschriften wären in solchen Situ-

ationen möglich.

Begleitet werden sollen die Stufen 2 und 3 

von einer Beratungsgruppe, die aus Vertre-

Die Europäische 
Union muss für 

Versorgungs
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sorgen, statt 
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zu setzen.
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ter:innen der Kommission und der Mitglied-

staaten besteht. Beobachter:innen wie die 

Sozialpartner können hinzugezogen werden. 

der teufel steckt im detail: 
Bedrohtes Streikrecht

Was auf den ersten Blick begrüßenswert 

klingt, lässt bei einer detaillierten Analyse al-

lerdings die Alarmglocken schrillen:

Die geplanten Regelungen könnten das 

Streikrecht sowie arbeits- und sozialrechtli-

che Bestimmungen infrage stellen: Gerade 

die sogenannte „Erdbeer“-Verordnung, die 

das Recht auf Kampfmaßnahmen seitens 

der Arbeitnehmer:innenvertretungen in Arti-

kel 2 enthält, wird in dem neuen Gesetzespa-

ket gestrichen. Zudem hält die Kommission 

fest, dass es im Krisenmodus keine neuen 

Beschränkungen am Binnenmarkt geben 

darf. Vor dem Hintergrund der EuGH-Judi-

katur wird der Begriff der Beschränkungen 

jedoch sehr weit ausgelegt: Demnach wäre 

fast das gesamte Arbeits- und Sozialrecht 

erfasst. Derartige Regeln sind aus AK- und 

Gewerkschaftssicht strikt abzulehnen.4 

Auch die Beratungsgruppe ist mit Skep-

sis zu sehen. Die Entscheidungen werden 

von Vertreter:innen der Mitgliedstaaten und 

der Kommission getroffen. Die Sozialpart-

ner und andere haben nur den Status als 

Beobachter:innen. Gerade die Mitglieder 

der Sozialpartner stehen in der Frage des 

Binnenmarkts aber in der Mitte des Ge-

schehens und müssen aus AK-Sicht mit 

Stimmrecht voll eingebunden werden, was 

bislang nicht vorgesehen ist.

Insgesamt ist das gesamte Vorhaben mit 

großer Vorsicht zu sehen: Erneut wird das 

Modell des freien Binnenmarkts in das Zen-

trum gerückt und alles im Umfeld davon an-

gepasst. Notwendig jedoch wäre eine kom-

plette Neuausrichtung des Binnenmarkts, 

die sich an Art 3(3) des EU-Vertrags orien-

tiert und Vollbeschäftigung, Versorgungs-

sicherheit in der EU gewährleistet sowie 

ein ausgewogenes Wirtschaftswachstum 

in einer sozialen Marktwirtschaft vorsieht. 

Bis dahin dürfte es jedoch noch ein weiter 

Weg sein und die Skepsis bzw ablehnende 

Haltung der Arbeitnehmer:innenorganisati-

onen ist ausgehend vom Kommissionsvor-

schlag völlig berechtigt.

Frank Ey, AK Wien
frank.ey@akwien.at 

1 Vgl. Notfallinstrument für den Binnenmarkt (SMEI) (europa.eu), 19. September 2022
2 BAK-Positionen „Bessere Umsetzung und Durchsetzung von Binnenmarktvorschriften“ vom Juni 2020 sowie  

Die neue Binnenmarktstrategie der Europäischen Union COM(2015) vom Jänner 2016
3 Vgl. COM(2022)459 - Proposal for a regulation of the European Parliament and of the Council establishing a Single Market emergency 

instrument and repealing Council Regulation No (EC) 2679/98; COM(2022)461 - Proposal for a regulation of the European Parliament 
and of the Council [...] as regards emergency procedures for the conformity assessment, adoption of common specifications and mar-
ket surveillance due to a Single Market emergency ; COM(2022)462 - Proposal for a directive of the European Parliament and of the 
Council [...] as regard emergency procedures for the conformity assessment, adoption of common specifications and market surveillan-
ce due to a Single Market emergency

4 Vgl. ETUC, SMEI: Right to strike still not protected, 19.9.22 
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Artikel …

Möchtest du dich mit zentralen Fragen 

der europäischen und internationalen 

Gewerkschafts bewegung wissenschaftlich 

auseinandersetzen?  

Dann reiche deine Ideen bei uns ein!

Die Arbeiterkammer Wien und der Österreichische  

Gewerkschaftsbund (ÖGB) bieten dir mit dem  

Global Union Research Internship (GURI) ein innovatives 

Forschungspraktikum. Du wirst dabei für vier Monate bei 

der AK Wien als Forschungspraktikant angestellt und von 

den Expert:innen von AK und ÖGB fachlich gecoacht. Im 

Rahmen des Praktikums kannst du auch Auslandserfahrung 

sammeln, indem du eine Zeit bei einer Einrichtung  

innerhalb Europas oder darüber hinaus verbringst  

(rund zwei Wochen nach individueller Absprache).

Gemeinsam für eine  

gerechtere Welt kämpfen!

Egal ob Corona, Klimakrise oder die zahlreichen Konflikte:  

Die großen Herausforderungen unserer Zeit sind nur zu 

schaffen, wenn sie auch als soziale Frage verstanden 

werden. Treibende Kraft dafür ist die internationale Gewerk-

schaftsbewegung. In vielen Ländern der Welt kämpft sie für 

wichtige Anliegen. Dazu zählen die ständige Verbesserung 

der Lebens- und Arbeitsbedingungen, der gerechte Über-

gang in eine klimaneutrale Wirtschaftsweise, aber auch die 

Durchsetzung von elementaren Freiheitsrechten und eine ak-

tive Friedensarbeit. In diesen Auseinandersetzungen können 

sie auch deine wissenschaftliche Unterstützung benötigen.

Großer Themenkorb an  

Forschungsfragen

Reiche deine wissenschaftliche Fragestellung bei uns ein. 

Folgende Themenbereiche sind von besonderem Interesse:

 

▶ Bekämpfung von Ausbeutungsverhältnissen bzw.  

Durchsetzung von Arbeitnehmer:innenrechten in  

europäischen und internationalen Zusammenhängen 

▶ Ansatzpunkte für einen sozial-ökologischen  

Umbau des globalen Wirtschaftssystems

▶ Gesellschaftliche Bewusstseinsbildung und  

institutionelle Stärkung der Gewerkschafts- bzw.  

Arbeitnehmer:innenbewegung

▶ Analysen positiver Entwicklungen und Beispiele  

und mögliche Umsetzungsstrategien

Die eingereichten Forschungsfragen können Gegenstand 

von Arbeiten aus unterschiedlichen Fachbereichen 

sein. Zu nennen sind z. B. Politikwissenschaften, 

Ökonomie, Jus, Geschichte, Publizistik, Philosophie oder 

Kommunikationswissenschaften.
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▶ Wissenschaftliche  

Arbeit (Dissertation,  

Master, Bachelor)

▶ Verbundenheit mit  

den Zielen der  

Gewerkschaftsbewegung

▶ Interesse an  

entsprechender  

Vernetzung und  

Weiterentwicklung

▶ Aussagekräftige  

Bewerbung  

(rund 2 A4-Seiten) 
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von März bis Juni 2023      

▶ 13. 01. 2023
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Artikel …

Nr 02 | Juni 2022

EditoriAl 

Seit nunmehr vier Monaten begleiten uns die hässlichen Bilder über das 
unfassbare Leid, das Wladimir Putins Armee über die ukrainische Be-
völkerung bringt. Die Welt ist seither eine andere geworden und ein Ende 

des Krieges ist derzeit nicht absehbar. Sichtbar geworden sind allerdings 

massive Verwerfungen in der Weltwirtschaft, die der Krieg mit sich bringt, 

und denen sich zwei Beiträge in dieser Ausgabe widmen.

An den Beginn dieses Infobriefs stellen wir allerdings die Analyse des lange 

erwarteten Vorschlags der EU-Kommission zu einem Lieferkettengesetz, das 

von Gewerkschaften und zivilgesellschaftlichen Organisationen jahrelang 

gefordert worden war. Auch in dieser Ausgabe thematisieren zwei Beiträge 

unterschiedliche EU-Vorhaben zur Bewältigung der Klimakatastrophe: diese 

sind einerseits der geplante EU-Klimazoll (CO2-Grenzausgleichsmechanis-

mus) und andererseits ein neues Paket zur Förderung der Kreislaufwirtschaft. 

Darüber hinaus erfahren Sie, was die EU-Kommission Österreich im Rah-

men der wirtschaftspolitischen Steuerung empfiehlt. Im Mittelpunkt eines 

weiteren Beitrags steht der Wahlmarathon in Europa, der die politische 

Landschaft auf EU-Ebene wesentlich beeinflusst. Zwei Buchbesprechun-

gen runden diesen Infobrief ab: während die erste die Hintergründe des wirt-

schaftlichen Aufstiegs Chinas nachzeichnet, beschäftigt sich die zweite mit 

der umkämpften EU-Arbeitspolitik in der Eurokrise. 

Wir wünschen eine inspirierende Lektüre!

Die Redaktion
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